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In der Schweiz ist das Parlament oberster Hüter der Verfassung. Das auferlegt ihm eine
grosse Verantwortung.
Der Ständerat nimmt diese offenbar nur noch von Fall zu Fall wahr, wie die Beratung
des Zweitwohnungsgesetzes gezeigt hat. Von Alain Griffel
Die Schweiz leistet sich die Eigentümlichkeit, dass
Bundesgesetze auch dann gelten, wenn sie der Ver-
fassung widersprechen, obwohl diese höherrangig
ist und jede Verfassungsänderung von Volk und
Ständen angenommen werden muss. So will es
Art. 190 der Bundesverfassung selber. Dem Bun-
desgericht ist es grundsätzlich verwehrt, Bundes-
gesetze auf ihre Verfassungsmässigkeit zu überprü-
fen; eine Ausnahme gilt nur, wenn Grundrechte
der Europäischen Menschenrechtskonvention be-
troffen sind.
Verpflichtung zur Umsetzung
Vor zwei Jahren sang der Ständerat das Hohelied
der Verfassungstreue und lehnte es ab, Art. 190 aus
der Verfassung zu streichen, wodurch eine gericht-
liche Überprüfung von Bundesgesetzen möglich
geworden wäre. Die Standesherren und -damen
besannen sich auf ihren Schwur bzw. ihr Gelübde,
die Verfassung zu achten, und beschlossen, in Be-
zug auf Bundesgesetze selber die obersten Verfas-
sungshüter zu bleiben. Diese Haltung kann man
einnehmen. Aber sie auferlegt dem Parlament eine
grosse Verantwortung. Zwei Jahre später, anläss-
lich der Beratung des Zweitwohnungsgesetzes in
der vergangenen Herbstsession, war davon nichts
mehr zu spüren.
Der seit dem 11. März 2012 in Kraft stehende
Zweitwohnungsartikel der Verfassung (Art. 75b)
geht mit seinem strikten Zweitwohnungsverbot
zwar sehr weit, und seine Formulierung ist in man-
cherlei Hinsicht missglückt. Dies ändert aber
nichts daran, dass er geltendes Verfassungsrecht
geworden ist und dass es die Aufgabe, ja die Ver-
pflichtung des Parlaments ist, ihn aufGesetzesstufe
umzusetzen. Dabei darf der Gesetzgeber die Spiel-
räume, die ihm die Verfassung lässt, nutzen, aber
nicht darüber hinausgehen. Ein Verstoss gegen
Völkerrecht liegt nicht vor, und es gibt auch keine
anderen rechtlichen Gründe, die einer korrekten
Umsetzung entgegenstehen würden. Will man
radikale oder schlecht formulierte Volksinitiativen
nicht mehr zulassen, so muss man am System
grundsätzlich etwas ändern. Solange man dies
nicht tut, bleibt beides zulässig.
Das Zweitwohnungsgesetz in der nunmehr
ständerätlichen Fassung wird – entgegen dem Ver-
fassungsartikel – zahllose neue «kalte Betten» zu-
lassen, ebenso «warme», die im Lauf der Zeit
immer kälter werden; dies unabhängig davon, ob
man das Gesetz in der Praxis anwenden oder ob
man es nicht anwenden wird, weil es mit seinen un-
zähligen Verweisungen und Verwinkelungen viel
zu kompliziert ist. Der Gesetzgeber ist dabei, ein
«bürokratisches Monster mit 28 Tentakeln in Form
von 28 Gesetzesartikeln» (NZZ 26. 9. 14) zu schaf-
fen, welches die Bergkantone und -gemeinden völ-
lig überfordern wird.
Die Einzigen, die sich über das neue Gesetz
wirklich freuen können, sind die dort ansässigen
Anwälte, die für die nächsten 20 Jahre ausgesorgt
haben werden. Grundeigentümer und Bauwirt-
schaft werden sich auf komplizierte Verfahren ein-
stellen müssen. Nur zwei Punkte seien heraus-
gegriffen: Der Gesetzesentwurf lässt die Umnut-
zung bisheriger Erstwohnungen in Zweitwohnun-
gen frei zu, unter unzutreffender Berufung auf die
Besitzstandsgarantie notabene. Damit wird, je
nach Lage, ein ganz neuer Zweitwohnungsmarkt
entstehen, mit raumplanerisch unerwünschten
Ausweichbewegungen von Ersatz-Erstwohnungen
an periphere Lagen (sogenannter «Donut-Ef-
fekt»). Sodann dürfen in «erhaltenswerten» Bau-
ten – dies eineKreation des Ständerates – praktisch
uneingeschränkt neue Zweitwohnungenmit kalten
Betten errichtet werden. Das ist nicht nur offen-
sichtlich verfassungswidrig, sondern wird Nach-
barn und Umweltorganisationen in zahllosen Fäl-
len dazu zwingen, den Rechtsweg bis ans Bundes-
gericht zu beschreiten, um dieser diffusen Voraus-
setzung in den nächsten Jahren gewisse Konturen
zu verleihen. Wie immer gilt auch hier: Unausge-
reifte Gesetzgebung führt zu unnötigen Verwal-
tungs- und Gerichtsverfahren.
Staatspolitischer Sündenfall
Staatsrechtlich und staatspolitisch in hohem Mass
bedenklich ist nun aber, dass sich der Ständerat um
die Frage der Verfassungsmässigkeit seines Elabo-
rats schlicht foutierte. Obwohl Bundesrätin Leut-
hard wiederholt darauf hinwies, dass der verfas-
sungsrechtliche Spielraum bereits «mehr als ausge-
reizt» sei und mit weiteren Lockerungen eine rote
Linie überschritten werde, setzten sich die obers-
ten Verfassungshüter achselzuckend darüber hin-
weg; sie diskutierten die Frage der Verfassungs-
mässigkeit nicht einmal! Eine so krasse und mut-
willige Missachtung der Verfassung – die damit zu
einer Sammlung unverbindlicher Anregungen de-
gradiert wird – gab es seitens des eidgenössischen
Parlaments wohl noch nie. Die «chambre de re´fle-
xion» hat damit Dämme eingerissen.
Gesetzgeberisches Pfuschwerk
Die Umsetzung der Zweitwohnungsinitiative war
von Anfang an ein Lehrstück, wie man es nicht
machen sollte. Unter den Händen des Bundes-
amtes für Raumentwicklung entstand ein gesetz-
geberisches Pfuschwerk, das – trotz vielen weiteren
üblen Beispielen aus neuerer Zeit – seinesgleichen
sucht. Konzeptionelle Mängel eines Gesetzesent-
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wurfs können im Parlament praktisch nicht mehr
behoben werden. Dies ist jedoch kein Freipass für
das Parlament, die Bundesverfassung zu missach-
ten.
Die Schamlosigkeit, mit welcher der Ständerat
dies tat, sprengt das Mass des staatspolitisch Er-
träglichen nun vollends. Zu hoffen, dass der Natio-
nalrat hier Remedur schaffen wird, wäre wohl naiv;
dies umso mehr, als eine Reparatur des verun-
glückten Gesetzes gar nicht mehr möglich ist. Die
einzige vernünftige Alternative wäre – wie un-
längst in diesen Spalten zu lesen war – einNeustart.
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